
TEXTILINDUSTRIE IN INDIEN

Stornierte Kollektionen
Geschlossene Modegeschäfte in den Innenstädten bedeuten  
Millionen Arbeitslose in den Textilfabriken – auf den Spuren globaler 
Lieferketten in Zeiten von Corona.
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LANDWIRTSCHAFT IN EUROPA

Sie suchten  
ArbeiterInnen, es 
kamen Menschen
Italien, Deutschland und Portugal regularisieren illegale Arbeitskräfte,  
um den wirtschaftlichen Schaden wegen Corona zu begrenzen. Doch das 
bedeutet: Der Markt entscheidet, wer bleiben darf – und wer nicht.

VON LORENZ NAEGELI

«Wie soll ich meine Familie versorgen?», fragt 
Jagannath Jadhav*, «wie soll ich die Ausbil-
dung meiner Kinder bezahlen?» Während 
achtzehn Jahren spannte er Garn, wie viele 
ArbeiterInnen in Solapur, der Millionenstadt 
mit ausgeprägter Textilindustrie im westindi-
schen Maharashtra. Doch nun ist der 47-Jähri-
ge seit zwei Monaten arbeitslos.

Seitdem Ende März in Indien die welt-
weit grösste Ausgangssperre verhängt wurde, 
steht das Land und mit ihm die Zentren der 
Textilindustrie still. Mit dem Lockdown zur 
Eindämmung des Coronavirus schlossen die 
Betriebe. 45 Millionen ArbeiterInnen sind in 
der indischen Textilbranche beschäftigt und 
bangen nun um ihre Existenz. Sie wurden ent-
lassen oder bekamen vom Betrieb einen Lohn-
ausgleich, der aber kaum für das Nötigste 
reicht. Familienvater Jadhav hofft auf finanzi-
elle Unterstützung vom Staat, doch bislang hat 
er lediglich Lebensmittelrationen bekommen.

Die wirtschaftlichen Folgen ziehen sich 
durch alle sozialen Schichten. Besonders pre-
kär ist es aber für die Menschen, die im infor-
mellen Sektor arbeiten: etwa neunzig Prozent 
aller Beschäftigten in Indien  – und entspre-
chend auch der Grossteil der TextilarbeiterIn-
nen. Die wenig regulierten Arbeitsverhältnis-
se treffen nun auf ein kaum vorhandenes Auf-
fangnetz. In der Landeshauptstadt Mumbai 
verteilen NGOs und Freiwillige Lebensmittel, 
im Landesinneren fehlt selbst diese Unterstüt-
zung vielerorts.

Die Arbeitsbedingungen in den Textil
fabriken seien ohnehin sehr schlecht, sagt A. B. 
Patil von der Gewerkschaft Centre of Indian 
Trade Unions in seinem Büro in Solapur. Es 
mangle an sanitären Einrichtungen und Trink-
wasser. Nun aber hätten die ArbeiterInnen 
nicht einmal mehr Geld, um sich Lebensmittel 
zu kaufen. Patil fordert für sie eine monatliche 
staatliche Unterstützung von 10 000 Rupien 
(umgerechnet 130 Franken) über drei Monate.

Nach zwei Monaten aus der Mode

Die Asia Floor Wage Alliance, ein Zusammen-
schluss von NGOs, geht noch einen Schritt wei-
ter: Sie kämpft für ein existenzsicherndes Ein-
kommen der FabrikarbeiterInnen und fordert 
einen Mindestlohn von monatlich umgerech-
net 330 Franken. In der Realität sind die Löhne 
meist ein bis zwei Drittel davon. Im Rahmen 
der Clean Clothes Campaign fordert Asia Floor 
Wage Alliance, zusammen mit europäischen 
Partnern wie Public Eye aus der Schweiz, dass 
globale Modeunternehmen die asiatischen 
Textillieferanten während der Covid-19-Krise 
nicht im Stich lassen.

Da die Geschäfte in den Einkaufsstras
sen der Welt wegen der Ausgangsbeschrän-
kungen über Wochen hinweg geschlossen wa-
ren, sitzen nun weltweit Modeunternehmen 
auf ihren Kollektionen. Sie stornierten rei-
henweise Bestellungen bei Textilzulieferern 
oder holten bereits hergestellte Ware gar nicht 
mehr ab.

Diese Auswirkungen bekam auch Un-
ternehmer Ronit Shah* in seinem Betrieb 
direkt zu spüren. Seit den neunziger Jahren 
stellt er im nordindischen Bundesstaat Uttar 
Pradesh Frauen- und Kinderbekleidung für 
eine europäische Modekette her. Dann stand 
die Produktion plötzlich still. Inzwischen 
konnte Shah zwar mit seinem Kunden, des-
sen Namen er nicht bekannt geben will, einen 
Kompromiss aushandeln: Er kann die bereits 
angefangene Produktion fortführen. Andere 
geplante Produktionen wurden aber vorerst 
gestoppt.

«Die ungeschnittenen Stoffe bewahren 
wir auf und verwenden sie später für ein ande-
res Design», sagt Shah am Telefon. Er sieht den 
Kompromiss als bedeutendes Zugeständnis 
des Modeunternehmens, denn andere Einkäu-
ferInnen würden sich gar nicht mehr melden – 
mit gravierenden Folgen für die Fabriken. Die 
Branche sei schnelllebig: «Wenn ein Produkt 
zwei Monate warten muss, bis es die Geschäf-
te in Europa erreicht, passt es nicht mehr zur 
Saison.»

Shah sagt, er habe seiner Belegschaft im 
Lockdown siebzig Prozent des letzten Lohnes 
bezahlt. Für mehr hätten die Mittel nicht ge-
reicht. Nun, nach wochenlangem Stillstand, ist 
sie von rund 2300 auf unter 300 ArbeiterInnen 
geschrumpft. Denn die meisten von ihnen 
sind nach dem Verlust ihrer Arbeit zu ihren Fa-
milien aufs Land zurückgekehrt, weil sie sich 
das Leben in der Stadt oder in den Industrie
gebieten nicht mehr leisten konnten.

Zehn Millionen Jobs in Gefahr

«Die Branche wurde zweifelsohne extrem hart 
getroffen», sagt Rahul Mehta, Chefberater 
des  indischen Bekleidungsherstellerverbands 
(CMAI). Er schätzt, dass gut zehn Millionen 
Jobs in der Textil- und Bekleidungsindustrie 
gefährdet seien, sofern die Regierung nicht 
handle und sich nicht an den Löhnen beteili-
ge. Mehrere Bundesstaaten haben stattdessen 
bereits angekündigt, die Rechte der Fabrik
arbeiterInnen weiter zu beschneiden, um da-
mit die Wirtschaftsstandorte für Unterneh-
men attraktiver zu machen.

In den Ballungszentren einiger Textil
fabriken, etwa im Bundesstaat Gujarat, kam 
es zuletzt wiederholt zu Protesten von ge-
strandeten ArbeiterInnen aus anderen Teilen 
Indiens. Sie hungern und fordern Hilfe, um 
in ihre Heimat zurückkehren zu können. Die 
Polizei antwortete auf Ausschreitungen mit 
Tränengas.

Mit den nun anstehenden Lockerun-
gen öffnen einige Textilfabriken wieder – mit  
reduziertem Personal. Der Grosskonzern Wel
spun hat etwa bereits seine Produktion auf 
Schutzkleidung und Mundschutzmasken um-
gestellt. Die Zahl der neu erfassten Corona-
infektionen steigt in Indien währenddessen 
weiter an.
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Covid-19 macht sichtbar, wie viel systemre-
levante Arbeit von MigrantInnen verrichtet 
wird: Das zeigt sich an den politischen Mass-
nahmen, die zurzeit von verschiedenen EU-
Staaten erlassen werden. Italien und Portugal 
wollen illegale Arbeitskräfte plötzlich tempo-
rär legalisieren, Deutschland will Asylsuchen-
de  – die unter normalen Umständen nicht ar-
beiten dürfen – nun arbeiten lassen.

So hat die italienische Landwirtschafts-
ministerin Teresa Bellanova ein umfang-
reiches Regularisierungsprogramm ange-
kündigt. Es umfasst aber nur einen Artikel 
im 450  Seiten dicken «Decreto Rilancio», der 
rechtlichen Grundlage für das 55  Milliarden 
Euro schwere Hilfspaket, das die wirtschaft-
lichen Schäden der Krise mindern soll. Als 
Bellanova, ehemalige Landarbeiterin und Ge-
werkschafterin aus Apulien, das Programm 
der Presse vorstellte, sagte sie mit Tränen in 
den Augen: «Ab heute werden die Unsichtba-
ren weniger unsichtbar.»

Italien: Streik im ganzen Land

Viele Betroffene und linke Kreise lehnen die 
Massnahmen hingegen ab: «Das Programm 
möchte lediglich Arbeitskräfte regularisie-
ren, aber nicht die Menschen dahinter», sagt 
Maurizio Coppola. Er ist Teil der linksradika-
len Bewegung Potere al Popolo in Napoli und 
steht in regem Austausch mit migrantischen 
ArbeiterInnen. «Viele Leute fragen bei uns, wie 
sie sich mit dem neuen Dekret regularisieren 
lassen können», berichtet er. Sie befürchteten, 
dass  – wie schon in der Vergangenheit  – ein 
Schwarzmarkt rund um den Verkauf von Ar-
beitsverträgen entstehen wird.

Die Hauptkritik gegen das Regierungs-
programm ist, dass es sich nur auf bestimmte 
Wirtschaftssektoren beschränkt und Betroffe-
ne innerhalb von sechs Monaten einen gülti-
gen Arbeitsvertrag vorlegen müssen, um eine 
Aufenthaltsbewilligung zu Arbeitszwecken zu 
erhalten. Die Halbjahresfrist fällt 
genau in die Zeitspanne der Ern-
tesaison und ist deutlich kürzer 
als von den ArbeiterInnen gefor-
dert. Aus Protest gegen die vom 
Markt diktierten und an zahl-
reiche zusätzliche Bedingungen 
geknüpften Regularisierungen 
riefen sie daher, gemeinsam mit 
der Basisgewerkschaft USB, am 
21.  Mai zu einem landesweiten 
Streik auf. Sie fordern bedin-
gungslose Aufenthaltsbewilli-
gungen für alle illegalisierten 
MigrantInnen, einen lebenssichernden Lohn 
und staatlich unterstützten Wohnraum für 
SaisonarbeiterInnen, die oftmals in ruralen 
Wellblechsiedlungen leben. «Im ganzen Land 
wurde gestreikt», sagt Coppola. «In Süditalien 
streikten fast hundert Prozent der Landwirt-
schaftsarbeiter. Zudem haben sich Migrantin-
nen und soziale Bewegungen aus den Städten 
mit den Arbeitenden in der Landwirtschaft so-
lidarisiert.» Auch die Tageszeitung «La Repub-
blica» zeigte sich überrascht von der Mobilisie-
rungskraft und davon, dass sich ArbeiterInnen 
aus Sizilien und Kalabrien über die Provinz 
Benevento und bis in die Präfektur von Reggio 
Calabria dem Streik anschlossen.

Ein Video aus Apulien zeigt einen Pro-
testmarsch von der Siedlung Torretta Anto
nacci bis nach Foggia. Vor dem Ratshaus de-
poniert der bekannte italienisch-ivorische Ge-
werkschaftsaktivist Aboubakar Soumahoro 
Gemüse – eine symbolische Geste: Euer Essen 
ist abhängig von unserer Arbeit. Seitdem hat 
die USB weitere Streiks und Mobilisierungen 
angekündigt, sollte die Politik keine Antwort 
für alle Menschen finden – beim nächsten Mal 
sei aber das Parlament und nicht mehr die Prä-
fektur das Ziel.

Deutschland: Auf die Spargelfelder!

Auch in Deutschland fragte niemand die Be-
troffenen: Verschiedene Stimmen aus der 

Politik forderten, dass Geflüchtete auf den 
Feldern die schätzungsweise 300 000 osteuro
päischen ErntehelferInnen ersetzen sollen, 
die aufgrund der Coronamassnahmen nicht 
einreisen konnten. «Circa achtzig Prozent 
der landwirtschaftlichen Saisonarbeitskräfte 
kommen aus Rumänien und Polen», sagt Tho-
mas Hentschel, Geschäftsführer des gewerk-
schaftsnahen Peco-Instituts in Berlin. «Durch 
die Entwicklung hin zu grossflächiger Land-
wirtschaft gibt es mittlerweile Betriebe, die 
mehrere Hundert Saisonarbeiter benötigen.»

Die Bundesagentur für Arbeit verfügte 
deshalb, dass im Zuge der Coronakrise Asylsu-
chende und Menschen aus Drittstaaten ohne 
entsprechende Bewilligung von Anfang April 
bis Ende Oktober 2020 in der Landwirtschaft 
arbeiten dürfen. Doch bislang wird diese Mög-
lichkeit nur selten in Anspruch genommen: 
«Das Angebot ist unattraktiv», sagt Hentschel. 
«Die Geflüchteten dürften zwar arbeiten, aber 
dies hat keinen Einfluss auf ihren Asylprozess. 
Zudem leben sie oftmals weit entfernt von den 
Landwirtschaftsbetrieben.»

Generell gebe es in Deutschland im 
Verhältnis  – anders als etwa in Spanien oder 
Italien  – weniger illegale Beschäftigung, da-
für aber mehr reguläre WanderarbeiterInnen, 
sagt der diplomierte Landschaftsgärtner. Die-
se Form der Arbeitsmigration macht es un-
wahrscheinlicher, dass Kämpfe um dauerhaf-
te Regularisierungen entstehen.

Portugal: Aufenthaltsbewilligungen

Einen wiederum anderen Weg schlug Portu-
gal ein. Die sozialdemokratische Regierung 
von Premierminister Antonio Costa verfügte 
Ende März, dass alle MigrantInnen und Asyl-
suchenden mit ausstehenden Bewilligungs-
anträgen einen bis zum 1.  Juli gültigen Auf-
enthaltsstatus erhalten  – und bis dahin wie 
normale BürgerInnen behandelt werden. Die 
Betroffenen erhalten so Zugang zum Gesund-

heitssystem, zu sozialen Dienst-
leistungen, zum Arbeits- und 
Wohnungsmarkt. Costas schnel-
le Reaktion erntete viel Applaus. 
Bemerkenswert ist, dass sich 
die Massnahmen nicht auf be-
stimmte Wirtschaftssektoren 
beschränken oder an andere Be-
dingungen geknüpft sind.

Dass es sich dabei jedoch 
nur um eine temporäre Mass-
nahme handelt, ging in der po-
sitiven Berichterstattung mehr-
heitlich unter: Die Regelung gilt 

nur während des von der Regierung ausge-
rufenen Spezialregimes zur Bekämpfung der 
Pandemie. Was danach geschieht, ist weitge-
hend unklar. Angesichts der gesundheitlichen 
Risiken ist es begrüssenswert, wenn Migrant
Innen durch vorübergehende Regularisierun-
gen besseren Zugang zum Gesundheitssystem 
und zu legaler Arbeit haben. Doch auf lange 
Sicht ändert auch dies nichts an der prekären 
Situation illegalisierter Menschen.

Regularisierungen für Arbeitskräfte 
sind historisch nichts Aussergewöhnliches. In 
den letzten dreissig Jahren wurden europa-
weit insgesamt über fünf Millionen Menschen 
legalisiert, allein 2015 in Spanien waren es 
570 000  MigrantInnen. Doch die meisten Re-
gularisierungen sind eben kein humanitärer 
Akt, sondern ein marktwirtschaftliches In
strument, um die Nachfrage nach sogenannt 
gering qualifizierten ArbeiterInnen zu stillen.

Auch wenn sich die Massnahmen 
im Zuge der Coronakrise von Italien über 
Deutschland bis Portugal unterscheiden, die 
Stossrichtung bleibt dieselbe: MigrantInnen 
sind temporär willkommen  – wer nicht ein-
setzbar ist, bleibt auf lange Sicht illegalisiert. 
Und jene, die einen legalen Status erhalten, 
arbeiten auch dann meist unter prekären Be-
dingungen und zu Niedrigstlöhnen – und das, 
obwohl sie für die Nahrungsmittelproduktion 
und das gesellschaftliche Überleben unent-
behrlich sind.

Kurz nach dem Lockdown: Eine Arbeiterin schläft in einer Weberei in der Nähe von Mumbai.   
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«In Süditalien 
streikten fast 
hundert  
Prozent der 
Landwirtschafts-
arbeiter.»
Maurizio Coppola, Aktivist
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